
 

 

 
 
 

Mitteilung nach § 5 UVPG bei Unterbleiben 
der Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
 
Errichtung und Betrieb einer Vollentsalzungsanlage (VEA) am Kraftwerksstand-
ort Rheinhafen-Dampfkraftwerk (RDK) in Karlsruhe durch die EnBW Energie 
Baden-Württemberg AG 
 
Für dieses Vorhaben war eine Vorprüfung nach §§ 6 bis 14 UVPG in Verbindung mit 
Anlage 3 des UVPG durchzuführen. Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass 
für das beantragte Vorhaben keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 
Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 UVPG zu be-
rücksichtigen wären. 
 
Maßgebliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
 
Das Vorhaben umfasst die Errichtung und den Betrieb einer Vollentsalzungsanlage 
innerhalb eines bestehenden Kraftwerksstandorts. Es handelt sich um ein Ersatzvor-
haben, da mit Inbetriebnahme der neuen Anlage die bestehenden Ionenaustauscher-
anlagen außer Betrieb genommen werden. Eine Erweiterung der genehmigten Kraft-
werkskapazitäten oder eine Intensivierung der bestehenden Nutzung ist damit nicht 
verbunden. 
Die bauliche Umsetzung erfolgt innerhalb eines bereits industriell genutzten und voll-
ständig versiegelten Bereichs. Zusätzliche Flächeninanspruchnahmen, Eingriffe in 
Natur und Landschaft oder Veränderungen der bestehenden Standortstruktur sind 
nicht vorgesehen. Schutzgebiete nach Naturschutzrecht, Wasserschutzgebiete, Na-
tura-2000-Gebiete oder sonstige empfindliche Nutzungen sind vom Vorhaben nicht 
betroffen. 
 
Im Hinblick auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 UVPG sind keine erheblichen nachtei-
ligen Umweltauswirkungen zu erwarten. Die schalltechnische Untersuchung zeigt, 
dass die durch das Vorhaben verursachten Geräuschimmissionen deutlich unterhalb 
der einschlägigen Immissionsrichtwerte der TA Lärm liegen und als schalltechnisch 
irrelevant einzustufen sind. Luftschadstoffemissionen, Erschütterungen oder 
Lichtimmissionen werden durch das Vorhaben nicht in relevantem Umfang verur-
sacht. 
 
Die Wasserwirtschaft wird durch das Vorhaben nicht erheblich beeinflusst. Die Roh-
wasserentnahme erfolgt über bestehende Entnahmestrukturen, die Abwasserablei-
tung über vorhandene Einleitstellen. Stoffliche Einträge in Gewässer werden durch 
die eingesetzten Verfahren und vorhandenen Aufbereitungssysteme vermieden bzw. 



 

 

auf ein unerhebliches Maß begrenzt. Eine Beeinträchtigung des Grundwassers ist 
nicht zu erwarten. 
 
Auch hinsichtlich des anlagenbezogenen Verkehrs sind keine erheblichen Umwelt-
auswirkungen zu prognostizieren, da sich das Verkehrsaufkommen gegenüber dem 
bisherigen Betrieb verringert bzw. unverändert bleibt. 
 
Zusammenfassend ergibt die überschlägige Prüfung, dass weder aufgrund der Art, 
des Umfangs und der Ausgestaltung des Vorhabens noch aufgrund der Empfindlich-
keit des Standorts oder der möglichen Wechselwirkungen mit anderen Vorhaben er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine Umweltverträglich-
keitsprüfung ist daher nicht erforderlich. 
 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
  
Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG. 
  
  
Karlsruhe, den 17.04.2026 
Regierungspräsidium Karlsruhe 
Abteilung Umwelt 
Referat. 54.1 
 
 


